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SCHLESWIG-HOLSTEIN

LANDESJOURNAL
Kriminalstatistik 2013

Rückgang – Aber Vorsicht!
KIEL. Die Zahl der Straftaten in 

Schleswig-Holstein ist 2013 auf den 
niedrigsten Stand seit 1980 gesunken. 
Die Polizei registrierte im vergange-
nen Jahr 200 000 Delikte, 5,6% weni-
ger als 2012. Jede zweite Tat wurde 
aufgeklärt. Die Aufklärungsquote stieg 
um 2,4 Prozentpunkte und ist mit 50,5% 
die höchste Aufklärungsquote inner-
halb der letzten zehn Jahre. Nahezu 
alle wichtigen Deliktsbereiche weisen 
höhere Aufklärungsquoten auf. Die 
Belastung der Menschen mit Krimina-
lität ging im vergangenen Jahr weiter 
zurück. Auf 100 000 Einwohner entfie-
len 2013 rechnerisch 7125 Straftaten. 
Damit liegt Schleswig-Holstein mit der 
sogenannten Häufigkeitszahl zum ers-
ten Mal unter dem Bundesdurchschnitt 
der Vorjahre.

Statistik erfreulich, aber 
nächstes Jahr kann alles wieder 

anders sein
Innenminister Andreas Breitner 

nannte die Zahlen der Polizeilichen Kri-
minalstatistik (PKS) insgesamt erfreu-
lich. Auch der Zehn-Jahres-Trend sei 
im Saldo positiv. Praktisch stehe nur vor 
dem Jahr 2009 ein Pluszeichen, ansons-
ten gebe es Stagnation und Rückgänge. 
Er warnte jedoch vor voreiligen Schlüs-
sen. „Nächstes Jahr kann alles wieder 
anders sein“, sagte der Minister. Er äu-
ßerte die Hoffnung, dass die aktuelle 
Statistik und der Blick auf die zurücklie-
genden Jahre „vielleicht hilft, das politi-
sche Ritual zu beenden, wonach sich 
die Regierung stets für die positive Ent-
wicklung lobt, und die Opposition ei-
nen negativen Verlauf der Regierung 
anlastet.“

Der positive Trend ist trügerisch

Die Polizeiliche Kriminalstatistik sei 
für die Grundlagenarbeit der Polizei 
unverzichtbar, sagte Breitner. Aller-
dings sei sie ein relativ träges 
Instrument, wenn es darum gehe, Kri-
minalitätsentwicklungen oder neue 
Phänomene differenziert abzubilden. 
Der positive Trend der letzten Jahre sei 
daher etwas trügerisch. Die Kriminal-

statistik sage sehr wenig über die reale 
Belastung der Polizei, der Komplexität 
einzelner Delikte und der Intensität 
polizeilicher Ermittlungen aus. „Die 
Schlussfolgerung, weniger Fallzahlen 
rechtfertigen einen Personalabbau in 
den Ermittlungsdienststellen der Poli-
zei, ist daher falsch“, sagte Breitner. 

Unisono äußerten sich die Landtags-
fraktionen über ihre Sprecher erfreut. 
Simone Lange (SPD) beschäftigte sich 
darüber hinaus mit der Aufklärungs-
quote, die ebenfalls gestiegen ist. Bei-
des seien gute Signale. „Es zeigt sich, 
dass die Spezialisierung der Polizei so-
wie die speziellen Konzepte zur Be-
kämpfung einzelner Kriminalitätsphä-
nomene aufgehen; beispielhaft sind 
hier das Landeskonzept gegen Woh-
nungseinbruchsdiebstahl oder die Spe-
zialdienststellen zur Bekämpfung von 
Internetkriminalität zu nennen. Des-
halb müssen diese Ansätze auch weiter 
verfolgt werden.“

Astrid Damerow (CDU) geht einen 
Schritt weiter, indem sie die Frage nach 
dem Personal stellt. Der Innenminister 
hatte angekündigt, verstärkt im Bereich 
Banden- und Serienkriminalität, 
Rauschgift und Cybercrime personell 
zu investieren. „Wo soll das Personal 
herkommen, wenn gleichzeitig ein Stel-
lenabbau beschlossen wurde?“, fragt 
die Abgeordnete aus Nordfriesland. 
„Solange er diese entscheidende Aus-
sage schuldig bleibt, darf er sich nicht 
über Nachfragen beschweren. Unsere 
Polizistinnen und Polizisten leisten eine 
hervorragende Arbeit. Sie haben in die-
ser Frage eine klare Aussage ihres 
Dienstherrn verdienst“, so Damerow. 
Die CDU-Abgeordnete betonte, die 
Zahlen der Kriminalstatistik würden 
erst in Verbindung mit der qualitativen 
Auswertung zu einem Instrument der 
strategischen Lagebeurteilung. 

Dr. Heiner Garg von der FDP lobt 
hingegen Breitner. Er habe mit einem 
politischen Ritual gebrochen und hat 
den Rückgang bei den Straftaten nicht 
als Erfolg dieser Landesregierung ver-
kaufen möchten. Denn bekannt ist, 
dass es zahlreiche Faktoren gibt, die 
Einfluss auf die Kriminalstatistik neh-
men. Ebenso greifen viele Maßnahmen 

und Programme bei der Kriminalitäts-
bekämpfung zum Teil erst nach Jahren. 
Die Zahlen sind trotz ihrer begrenzten 
Aussagekraft dennoch erfreulich und 
zeigen ein weiteres Mal, dass die Be-
amtinnen und Beamten in Schleswig-
Holstein sehr gute Arbeit leisten. Deren 
reale Belastungen bei den Ermittlungen 
sind der Statistik jedoch nicht zu ent-
nehmen. 

Mit der PKS an sich beschäftigt sich 
der Möllner Grünen-Abgeordnete 
Burkhard Peters: „Die Aussagekraft der 
Statistik ist begrenzt. Wir Grüne wün-
schen uns in der Kriminalstatistik eine 
deutlichere Abbildung der gesellschaft-
lichen Realitäten. Zwar wird ausführ-
lich und peinlich genau zwischen deut-
schen und nichtdeutschen Straftäter/ 
-innen unterschieden, es fehlt aller-
dings ein prominenter Hinweis darauf, 
dass der Anstieg der ausländischen Tat-
verdächtigen maßgeblich mit Straftaten 
gegen das Aufenthaltsrecht zusam-
menfällt. Genauso fehlt eine differen-
zierte Betrachtung der Opfer, die auch 
politische Motivationen hinter der Tat 
erkennen lässt.“

Manfred Börner, Landesvorsitzender 
der GdP: „Der Rückgang der Zahlen ist 
erfreulich, kann aber im nächsten Jahr 
schon wieder ganz anders dastehen. 
Wichtig ist, dass die Bevölkerung 
Schleswig-Holsteins sich objektiv und 
subjektiv sicherfühlen kann. Geht das 
aber, wenn wir beispielsweise landes-
weit eine Aufklärung bei Haus- und 
Wohnungseinbrüchen von 10,2% ha-
ben? Gerade bei dieser Deliktsart wer-
den die Menschen an ihrer empfind-
lichsten Stelle getroffen. Deshalb ist die 
PKS immer nur eine Momentaufnahme. 
Richtig ist, dass der Innenminister den 
Schwerpunkt auf Cybercrime legt. Im 
Internet werden Straftaten begangen, 
ohne Fingerabdrücke zu hinterlassen 
und ohne DNA-Spuren abzugeben. 
Diese Zahlen fließen weitestgehend 
nicht in die PKS ein. Gleichzeitig be-
schränken wir uns in der Strafverfol-
gung aber, indem wir die Daten, die uns 
zur Verfügung stehen, nicht nutzen. 
Wenn ich das eine will, muss ich auch 

Fortsetzung auf Seite 2



LANDESJOURNAL Schleswig-Holstein

2  4 – 2014 Deutsche Polizei

Kriminalstatistik 2013

DEUTSCHE POLIZEI
Ausgabe: Landesbezirk Schleswig-Holstein

Geschäftsstelle:
Max-Giese-Straße 22, 24116 Kiel
Telefon (04 31) 1 70 91
Telefax (04 31) 1 70 92

Redaktion:
Verantwortlicher Redakteur:
Thomas Gründemann
Geschäftsführender Landesvorstand
Max-Giese-Straße 22, 24116 Kiel
Telefon (04 31) 1 70 91
E-Mail: gdp-schleswig-holstein@gdp-online.de

Verlag und Anzeigenverwaltung:
VERLAG DEUTSCHE
POLIZEILITERATUR GMBH
Anzeigenverwaltung 
Ein Unternehmen der 
Gewerkschaft der Polizei
Forststraße 3a, 40721 Hilden
Telefon (02 11) 71 04-1 83
Telefax (02 11) 71 04-1 74
Verantwortlich für den Anzeigenteil: 
Antje Kleuker
Es gilt die Anzeigenpreisliste Nr. 36
vom 1. Januar 2014
Adressverwaltung: 
Zuständig sind die jeweiligen 
Geschäftsstellen der Landesbezirke.

Namentlich gekennzeichnete Beiträge 
stellen nicht in jedem Fall die Meinung 
der Redaktion dar. 

Herstellung:
L.N. Schaffrath GmbH & Co. KG
DruckMedien
Marktweg 42–50, 47608 Geldern
Postfach 14 52, 47594 Geldern
Telefon (0 28 31) 3 96-0
Telefax (0 28 31) 8 98 87

ISSN 0170-6497

die Mindestspeicherfristen einführen. 
Ansonsten wird es nur, wie der Holstei-
ner sagt, halber Kram. 

Ein Mitglied schreibt dem Landesbe-
zirk: „Die PKS-Richtlinien werden jedes 
Jahr verändert. Beispiel: Wir sind ange-
wiesen, Strafanzeigen wegen gefolger-
ten Besitzes von BTM bei festgestellten 
Verkehrsverstößen (§ 24 a) zu fertigen 
(wer konsumiert hat, muss auch beses-
sen haben), dürfen sie aber nicht mehr 
in der PKS erfassen.

Heute wird ein Junkie bei Karstadt 
beim Klauen erwischt. Zwei Wochen 
später, der erste Fall ist noch nicht ab-
geschlossen, wird er wieder erwischt. 
Laut PKS ein Fall. 

Letztes Jahr haben wir in einem An- 
und Verkaufsgeschäft 50 geklaute 
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Dezentrale Organisation 
kommt schnell an Grenzen

GdP-Treffen der  Küstenländer in Schleswig-Holstein

SIERKSDORF/KIEL. In unregelmä-
ßigen Abständen treffen sich GdP-
Vertreter der Küstenländer, um Ge-
meinsamkeiten zu erörtern und 
Strategien abzusprechen. So auch am 
12. Februar im schleswig-holsteini-
schen Sierksdorf. Niedersachsen, 
Mecklenburg-Vorpommern, Ham-
burg und Bremen waren zu Gast bei 
der GdP in Schleswig-Holstein. Hin-
tergrund dieses Treffens war die in 
Schleswig-Holstein begonnene Über-
prüfung der Wasserschutzpolizei mit 
dem Ziel, hier Stellen einzusparen. 

Die GdP-Vertreter der anderen 
Länder wollten Hintergründe wissen, 
konnten Vergleiche ziehen und von 
ihren eigenen Erfahrungen berichten. 
Am deutlichsten fiel der Bericht des 
niedersächsischen Kollegen Michael 
Kock aus. Dort hatte man jüngst erst 
die Wasserschutzpolizei dezentrali-
siert und musste nun feststellen, dass 
sich dieses System nicht bewährt 
habe. 

Allen Küstenländern ist gemein, 
dass sie in ihren jeweiligen Zustän-
digkeitsbereichen der Nord- und Ost-

see ihre Aufgaben wahrnehmen. Sie 
sind bei der Wahrnehmung der Auf-
gaben auf die Zusammenarbeit aller 
angewiesen. Dennoch ist das Beste-
hen in einer eigenen Organisations-
einheit auch künftig zwingend erfor-
derlich.

Dabei waren rechtliche Fragen 
(Stichwort Polizeihoheit der Länder) 
ebenso wichtig wie die Frage der Ein-
satzmittel, der Personalstärken und 
vor allem der Rückhalt in den politi-
schen Führungen. 

Einig war sich die Runde, dass 
dezentrale Organisation für eine 
Fachsparte wie der Wasserschutzpoli-
zei – gerade auf der Basis der nieder-
sächsischen Erfahrung – schnell an 
ihre Grenzen kommt. 

Nachdem auch aus Baden-Württem-
berg neue Organisationsüberlegungen 
für deren Wasserschutzpolizei bekannt 
geworden sind, verabredete die Runde 
eine Initiative gegenüber dem Bundes-
vorstand, um Organisationsfragen ein-
gehender zu prüfen und gewerkschaft-
liche Positionen dazu zu beziehen.

� K.-H. Rehr

Maik Janicki (MV), Rainer Pöpcke (Bremen), Dierk Dürbrook, Henry Losch (MV), Michael Kock 
(Niedersachsen), Bernd Poschkamp, Dirk Tschöke und Hans-Heinrich Christiansen (Hamburg) v. l.

Wasserschutzpolizei

Fahrräder rausgeholt. Der Ankäufer hat 
von 50 verschiedenen Dieben über Wo-
chen Fahrräder gekauft. Ein Fall wegen 
gewerbsmäßiger Hehlerei. 

Ein Fahrraddieb gibt zu, im letzten 
har 30 Fahrräder geklaut zu haben. Die 

Taten können aber nicht weiter spezifi-
ziert werden: Ein Fall. 

Deshalb bleiben Zweifel an der Aus-
sagefähigkeit der Polizeilichen Krimi-
nalstatistik bestehen.� rr
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Sonderlehrveranstaltung Gewalt gegen Polizei

Altenholzt/tgr – Selten hat eine 
Veranstaltung an der FHVD wohl 
eine derart große Aufmerksamkeit 
gefunden wie die Präsentation der 
Ergebnisse der Arbeitsgruppe „Wir 
im Visier“, die sich dem besorgnis-
erregenden Thema der Gewalt ge-
gen Polizeibeamte gewidmet hatte 
(die DP berichtete in der letzten 
Ausgabe). 

Über mehrere Monate hatte die 
Arbeitsgruppe um den Leitenden 
Polizeidirektor Bernd Lohse neben 
den Ergebnissen auch präventive 
Reaktionsmöglichkeiten der Polizei 
den rund 300 Führungskräften der 
Landespolizei vorgestellt. Und die 
Arbeitsgruppenmitglieder hatten 
Lohse bewusst größtenteils aus  Be-
amtinnen und Beamten des operati-
ven Einzeldienstes zusammenge-
stellt, die täglich hautnah mit der 
Gewalt und ihren „Vorläufern“ 
konfrontiert werden. Angereichert 
wurde die von Carsten Kock mode-
rierte Veranstaltung zudem auch 
mit Sachvorträgen externer Redner 
wie der Diplom-Psychologin Karoli-
ne Ellrich (Wissenschaftliche Mitar-
beiterin im Projekt „Gewalt gegen 
Polizeibeamte“ am Kriminologi-
schen Forschungsinstitut Nieder-
sachsen/KFN), Bernd Winterfeld 
(Staatsanwaltschaft Kiel), Bernd 
Möller (Bündnis 90/Die Grünen – 
Senator für Umwelt, Sicherheit, 
Ordnung bei der Stadt Lübeck) und 
Raffael Behr (Professor für Polizei-
wissenschaften mit Schwerpunkt 
Kriminologie und Soziologie an der 
Hochschule der Polizei Hamburg). 
Für die Arbeitsgruppe trugen Tors-
ten Ziehm, Torsten Bastian und Kai 
Born die Ergebnisse der Unterar-
beitsgruppen vor. 

Da am meisten Polizistinnen und 
Polizisten des Streifendienstes be-
troffen sind, denen die Gewalt in 
ihrem Dienst alltäglich begegnet,  
standen im Mittelpunkt des Interes-
ses der Tagung zu Beginn die be-
eindruckenden Schilderungen von 
zwei 28- und 29-jährigen Lübecker 
Schutzpolizisten. Sie waren Opfer 
gewalttätiger Angriffe geworden 
und beschrieben detailliert im Ge-
spräch mit Moderator Carsten Kock 
den gewalttätigen Verlauf und die 
Folgen zweier sogenannter Stan-
dardeinsätze, die unerwartet eska-
liert waren und bei den beiden Be-

Gewalt gegen Polizisten bleibt ein Thema
amten Spuren hinterlassen hatten. 
Er sei lediglich zu Streitigkeiten ge-
rufen worden, die jedoch nicht nur in 
Aggressionen und Beleidigungen 
gegen den Beamten, sondern auch 

mit derbsten sexuellen Drohungen 
gegen seine Schwester und Mutter 
ausuferten, berichtet Thomas Hinc. 

„Ich bin es schon gewohnt, per-
sönlich beleidigt zu werden. Aber 
da war ich schockiert und bin da-
nach doch ins Grübeln gekommen, 
denn so etwas hatte ich bislang 
noch nicht gehört“, räumte der Po-
lizeimeister ein. Aber damit nicht 
genug. Acht Monate nach seiner 
Bäderdienstzeit in Lübeck, in der 
sich der Einsatz zugetragen hatte, 
habe sich der Beamte der Eutiner 
Einsatzhundertschaft privat in ei-
ner Diskothek im Innenstadtbe-
reich von Lübeck aufgehalten, als 
plötzlich unmittelbar neben ihm 
der Kontrahent vom damaligen 
Einsatz Platz nahm, den er selbst 
jedoch zunächst nicht erkannte. Als 
er die Diskothek mit seinem Freund 
verlassen wollte, wurde Hinc je-
doch von seinem damaligen Ge-
genüber  „erwartet“. Völlig arglos 
vor die Tür tretend, erhielt er von 
diesem unvermittelt vier bis fünf 
Faustschläge ins Gesicht. Mit 
schmerzhaften Folgen: Eine Woche 
sei er als Folge des Angriffs krank-
geschrieben gewesen, so der Be-
amte. Seither hat sich sein Leben 
verändert, sei er vorsichtiger ge-
worden, meide sogar bestimmte 
Orte. Am Ende seiner Schilderun-
gen zeigte Hinc Anzeichen von Re-
signation: „Und dass alles, obwohl 
ich doch nur meine Arbeit mache!“ 
Und seinem Kollegen Sven Timm 
geht es offenbar nicht anders. Seit 

neun Jahren macht der 29-jährige 
Oberkommissar Dienst in Lübeck. 
Er erinnert in seinen Worten an ei-
nen Einsatz vor eineinhalb Jahren, 
einem Sonntagfrühdienst gegen 
8 Uhr. Da seien – wie so oft – die 
letzten Gäste aus den Diskotheken 
noch unterwegs gewesen. Auch da 
waren es Streitigkeiten zwischen 
Männern mit der Folge von körper-
lichen Auseinandersetzungen, die 
die Polizei auf den Plan riefen. Mit 
drei Streifenwagen präsentierten 
sich die Polizeikräfte am Einsatzort. 
Und mit ihrem Eintreffen änderte 
sich die Situation. Unversehens 
hätten sich die beiden vorherigen 
„Gegner“ plötzlich gegen die nun 
eingetroffenen Beamten verbrü-
dert. „Verpisst euch Scheiß-Bullen, 
das regeln wir alleine“, lauteten 
die Begrüßungsworte an die unifor-
mierten „Freunde und Helfer“. Mit 
ihrem Eintreffen sammelten sich 
auch zwei Dutzend Schaulustige, 
die „erwartungsfroh“ ihre Smart-
phones zückten, um Fotos von einer 
möglichen körperlichen Auseinan-
dersetzung zu machen. Als ein 
Schwarzafrikaner einem seiner 
Kollegen auf den Rücken springt 
und Schläge an den Hinterkopf und 
ins Gesicht versetzt, wird klar, dass 
ein Rückzug der Polizeikräfte nicht 
mehr in Betracht kommt, berichtet 
der Oberkommissar. In einem an-
schließenden Zweikampf stürzt 
auch Sven Timm umklammert von 
seinem Kontrahenten, einem „Bo-
dy-builder-Typen“, zu Boden. Der 
ihm körperlich überlegene Mann 
hat Timm im Schwitzkasten und 
nutzt diese hilflose Lage, um dem 
Schutzpolizisten wieder und wie-
der massiv den Kehlkopf einzudrü-
cken. Sven Timm spürt, dass ihm 
die Luft wegbleibt und ihm schwarz 
vor Augen wird. „Die Hilflosigkeit 
war jetzt schlimmer als der körper-
liche Schmerz. Ich hatte blanke 
Angst um mein Leben, Atemnot 
und totale Panik“, bekennt der Be-
amte. Erst später kann der Einsatz 
bewältigt werden und die Beamten 
zum Revier zurückkehren. Sieben 
Beamte seien dort jedoch notwen-
dig gewesen, um die Blutprobe bei 
dem „Widerständler“ zu ermögli-
chen. Danach erst habe Sven Timm 
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dann auch die Würgemale am Hals 
und fremdes Blut in seinem Gesicht 
bemerkt.  „Da kam ich ernsthaft ins 
Grübeln und fragte mich, warum 
ich mir das eigentlich antue“, so 
der Beamte nachdenklich. Sven 
Timm erinnert sich auch an obszö-
ne Bemerkungen allerschlimmster 
Art und Weise gegenüber einer 
Kollegin. Derartige Beleidigungen 
und Respektlosigkeit seien aber 
natürlich keine Einzelfälle, so Sven 
Timm. Viele Sachverhalte würden 
aber auch schon nicht mehr ange-
zeigt, weil „sowieso nichts dabei 
herauskäme“. Sven Timm kritisiert: 
Der von ihm geschilderte Vorgang 
sei bis zur Sonderveranstaltung 
nicht angeklagt und eine Aussage 
von ihm noch nicht eingeholt wor-
den. Jedoch auch an der Ermitt-
lungsführung in den eigenen Rei-
hen müsse sich etwas ändern.

 „Wir sind es doch aber wert, bes-
ser geschützt zu werden“, konsta-
tiert der Oberkommissar.

Nach den aufwühlenden Schilde-
rungen der beiden Polizisten aus 
eigener Erfahrung liefert Karoline 
Ellrich vom KFN  nüchterne Zahlen 
aus wissenschaftlicher Perspektive 
und bundesweite Erhebungen. Die 
Täter bei gewaltsamen Angriffen 
auf Polizeibeamte seien überwie-
gend männlich und zu 61,2% unter 
25 Jahre alt. 63% der Täter seien 
ausschließlich deutscher Herkunft, 
zumeist alkoholisiert (71,7%) und 
zumeist polizeilich bereits bekannt 
(64,8%). Bei 30,5% (SH 26%) sei 
Feindschaft gegenüber Staat und 
Polizei das Motiv für Attacken. 
Strafverfahren wären in 86,7% (SH 
83,9%) eingeleitet worden. 

Untersuchungen belegten zu-
dem, dass vor allem die dienstliche 
Einsatznachbereitung für die Poli-
zeibeamtinnen und -beamten nach 
Übergriffen eine herausragende 
Bedeutung einnehmen würde. Bei 
fast 56% entsprechender Fälle sei 
eine Einsatznachbereitung erfolgt. 
Die fehlende Unterstützung durch 
Kolleginnen und Kollegen sowie 
Vorgesetzte würden von Betroffe-
nen als belastend empfunden. Die 
möglichen Folgen von erlebten Ge-
waltübergriffen würden sich bei 
betroffenen Beamtinnen und Be-
amten in Verunsicherung und da-
mit einem veränderten Verhalten 
bis hin zu Ängsten und Schlafpro-

Fortsetzung von Seite 3 blemen und Rumination ausdrü-
cken. Die regelmäßige Nachberei-
tung auf der Dienststelle reduziere 
dagegen posttraumatischen Stress, 
so die Psychologin. 

Für ein verbessertes Controlling 
beim Einsatztraining sprach sich 
Thorsten Ziehm aus der PD AFB als 
Sprecher seiner Unterarbeitsgruppe 
aus. Dies sei inhaltlich zudem um 
die einsatzbezogene Kommunikati-
on und interkulturelle Kompetenz 
zu ergänzen. Und auch die Bedeu-
tung eines angemessenen äußeren 
Erscheinungsbildes und das profes-
sionelle Auftreten von Polizeibeam-
tinnen und -beamten im Einsatz hob 
Ziehm hervor. Das hohe Ausstat-
tungsniveau der Landespolizei lobte 
Thorsten Ziehm. So verfüge ledig-
lich Schleswig-Holstein über das 
ballistische Schutzschild, während 

in anderen Bundesländern aus fi-
nanziellen Gründen Zurückhaltung 
geübt werde.  

500 bis 600 Widerstandsverfahren 
im Jahr würden von der Staatsan-
waltschaft in Kiel jährlich bearbei-
tet, berichtete Staatsanwalt Bernd 
Winterfeld in seinen Ausführungen. 
Die Anklagequote sei auch relativ 
hoch, 50 bis 60% würden zu Gericht 
gehen oder in Strafbefehlen abge-
handelt. „Wie im geschilderten 
Sachverhalt eineinhalb Jahre nichts 
von einem Verfahren zu hören, das 
kann nicht sein. Irgendwie muss 
eine Reaktion erfolgen“, bekannte 
der Staatsanwalt. Es gebe bedauer-
liche Einzelfälle, die nicht angemes-
sen verfolgt würden, räumt der 
Staatsanwalt ein. Die folgenlose 
Einstellung wegen Geringfügigkeit 
sollte die Ausnahme sein. Bedeut-
sam sei eine Signalwirkung. Eine 
Einstellung nach 153 a StPO sollte 
die Minimalsanktion sein. „So wer-
den sich Beschuldigte nach Verhän-

gung auch einer geringfügigen 
Geldstrafe an den Vorfall erinnern“, 
meint Bitterfeld. So müssten Bemü-
hungen angestellt werden, bei den 
Staatsanwaltschaften einen einheit-
lichen Maßstab anzulegen. Da kön-
nen und müssen wir noch besser 
werden. Es kann nicht sein, dass 
einzelne Staatsanwälte oder auch 
Richter glaubten, dass es zum Be-
rufsrisiko eines Polizisten gehöre, 
mal was an die Klappen zu bekom-
men“, unterstreicht Winterfeld. Die 
Stimmung, dass in diesen Fällen auf 
eine Anzeigenerstattung durch die 
Polizei verzichtet werde, weil „doch 
nichts herauskommt“, dürfe sich 
nicht verbreiten. „Überschütten Sie 
uns mit Anzeigen, wenn es zu Vor-
fällen kommen sollte“, so der Appell 
des Staatsanwalts an die Polizei. Es 
dürfe nicht der Eindruck entstehen, 
dass bei derartigen Verfahren nichts 
herauskommen würde. „Lassen Sie 
uns das Thema offensiv angehen 
und befördern“, gab Winterfeld den 
Führungskräften mit auf den Weg. 
Auf die Möglichkeiten einer verbes-
serten Zusammenarbeit zwischen 
Ordnungsamt und Polizei wies 
Bernd Möller (Stadt Lübeck) hin. 
Dies machte der Innensenator an 
verschiedenen Beispielen einer „Si-
cherheitspartnerschaft“ mit der Lü-
becker Polizei  deutlich.  Das „emo-
tionale Lagebild“ betroffener Poli-
zisten im Zusammenhang mit ge-
walttätigen Übergriffen hielt Basti-
an den Tagungsteilnehmern vor 
Augen. Und auch die Erwartungs-
haltung an die Polizei selbst, die 
Ordnungsbehörden und die Justiz 
riss Bastian aus Sicht der Unterar-
beitsgruppe an. „Gefühle und Ängs-
te werden in aller Regel im Zusam-
menhang  mit polizeilichen Anzei-
gen nicht zum Ausdruck gebracht. 
Hier können wir besser werden, 
denn ernst gemeinte Drohungen 
und auch persönliche Beleidigun-
gen werden oft schon als Gewalt 
empfunden“, so der Erste Haupt-
kommissar. Anzustreben sei eine 
optimierte Fallbearbeitung, bei-
spielsweise der Vernehmung von 
betroffenen Polizisten als Geschä-
digte und durch feste Sachbearbei-
ter sowie eine zügigere Bearbei-
tung. Ziel müsse ein landesweiter 
Bearbeitungsstandard sein. Und ins-
besondere auch das Vorgehen der 
Justiz sei bedeutsam. „Wichtig wäre 
eine zeitnahe und konsequente 
Sanktion. Die Täter müssen davon 

Thorsten Ziehm � Foto: Gründemann
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Sonderlehrveranstaltung Gewalt gegen Polizei

ausgehen, dass verbale wie körper-
liche Gewalt gegen Polizisten nicht 
ungesühnt bleibt“, so Bastian. Und 
auch eine häufigere Anwendung 
des beschleunigten Verfahrens sei 
gerade bei Wiederholungstätern 
sinnvoll. Auf jeden Fall sollte eine 
Einstellung ohne Auflage die Aus-
nahme bleiben. Ideal, so die Auffas-
sung der Arbeitsgruppe um Torsten 
Bastian, wäre eine zentrale Bearbei-
tung derartiger Gewaltdelikte ge-
gen Polizeibeamte durch spezielle 

Staatsanwälte mit einem einheitli-
chen Bewertungs- und Bearbei-
tungsstandard der Staatsanwalt-
schaften in Schleswig-Holstein. Und 
auch an den Gesetzgeber formuliert 
Bastian die Erwartungshaltung der 
Polizei. „Wir brauchen eine Ände-
rung des § 255 LVwG, die eine Fes-
selung zur Eigensicherung ermög-
licht“.

Eine andere Sichtweise der Dinge 
trug Raffael Behr vor, der eine Zu-
nahme der Gewalt gegen Polizeibe-
amte in Zweifel zieht. Der Soziologe 
spricht von einer Art Gesellschafts-
vertrag, der die Rolle der Polizei als 
Organisation definiert, die bereit 
sein muss, Gewalt entgegenzuneh-
men. Das Gewaltmonopol beinhalte, 
dass die Polizei sowohl Gewalt aus-
üben als auch auf sich ziehen soll, 
erklärt Raffael Behr. Folglich müsse 
es für Polizisten völlig normal sein, 
verbaler und körperlicher Gewalt 
ausgesetzt zu sein.  Behr beanstan-
det dabei eine „inflationäre Verwen-
dung des Opferbegriffs“. Die Sensi-
bilität für Gewalt habe zugenommen, 
nicht die Gewalt selbst, meint der 
Professor. „Gegen Polizistinnen und 
Polizisten gerichtete Gewalt wird 
dramatischer wahrgenommen als die 
von der Polizei angewendete Ge-
walt“, so die These Behrs. Er wehre 
sich gegen einen inflationären Be-

griff der Gewalt. „Auch ist die Polizei 
auf den Umgang mit physischer Ge-
walt besser vorbereitet als auf den 
Umgang mit ‚Noch-nicht-Gewalt‘“. 
Viele Polizisten erwarteten vom „Ge-
genüber“ das Befolgen des „eigenen 
Regieplanes“. Hier sieht der Profes-
sor polizeiliche Kompetenzmängel in 
der deeskalierenden Kommunikati-
on.„Deshalb warten einige Polizei-
beamte im Einsatzfall, „bis die 
Schwelle überschritten wird“, glaubt 
Behr zu wissen. Deshalb machte bei-
spielsweise die GdP-Aktion „Auch 
Mensch – Polizei im Spannungsfeld“ 
keinen Sinn. „Man müsste die Ge-
sellschaft ändern, das können wir 
aber nicht“, konstatiert Behr ab-
schließend. Die Selbst- und Füh-
rungsverantwortung ist Gegenstand 
der Ausführungen von Kai Born. 
„Eine Sensibilisierung für das The-
ma ist von oben nach unten notwen-
dig“, erläutert Born die Ergebnisse 
seiner Unterarbeitsgruppe. Vor allem 
die taktische und emotionale Nach-
bereitung von Einsätzen mit erlebter 
Gewalt müsse angestrebt werden. 
Das erfolge derzeit noch nicht immer 
einheitlich und unter Nutzung aller 
Möglichkeiten. „Und das obwohl 
mögliche Folgen dadurch abgemil-
dert werden könnten“, ergänzt der 
Erste Hauptkommissar. Und auch ein 
fester Ansprechpartner in Rechts-
schutzangelegenheiten sei im Rah-
men der Dienstunfallfürsorge anzu-
bieten.„Viele betroffene Kolleginnen 
und Kollegen fühlen sich mit ihren 
Problemen allein gelassen“, weiß 
Born aus Gesprächen der Unterar-
beitsgruppe zu berichten.

Aber auch die Bedeutung einer 
angemessenen und einheitlichen 
Dienstbekleidung will der erfahrene 
Schutzpolizist nicht unerwähnt las-
sen. „Die Wirkung auf das polizeili-
che Gegenüber ist nicht zu unter-
schätzen“, so der langjährige Revier-
leiter. Um die notwendige Fitness für 
den Dienst auf Dauer zu gewährleis-
ten, sei es zudem notwendig, ein ad-
äquates Dienstsportangebot vorzu-
halten. Und dies nicht nur für die 
Zeit der Ausbildung, sondern fort-
dauernd auch danach. Mit Blick auf 
die Eigensicherung sei aber auch auf 
ein verbessertes Zusammenwirken 
und Rollenverständnis von Regional-
leitstelle und dem Funkstreifenwa-
gen hinzuwirken. „Die Rückkehr zur 
Sachbearbeitung aus einer Hand 
wäre auf der Einsatzleitstelle bei-
spielsweise sinnvoll“, erläutert Born. 

So wären auch mehr einsatzbeglei-
tende Informationen der Leitstelle an 
die Funkstreifenbesatzung zielfüh-
rend und gegebenenfalls gewaltver-
meidend. Darüber hinaus sei ein ein-
heitliches Anzeigeverhalten bei glei-
chen oder ähnlich gelagerten Sach-
verhalten im Zusammenhang mit 
verbaler oder körperlicher Gewalt 
erstrebenswert. „Hier sollte Ziel ein 
einheitlicher Anzeigen-Level mit 
Augenmaß sein“, so Kai Born.

Wie die Teilnehmer zeigte sich 
auch Landespolizeidirektor Ralf 
Höhs beeindruckt von den Ta-
gungsergebnissen. „Die Fallzahlen 
der Gewalt gegen Polizeibeamte 
sind inakzeptabel hoch. Ich stehe 
dafür, dass wir uns gleich an die Ar-
beit machen. Denn die Verantwor-
tungsträger der Polizei haben nun 
die Aufgabe, das Thema auf Grund-
lage des AG-Ergebnisses innerhalb 
der Polizei so zu platzieren, dass Po-
lizistinnen und Polizisten weniger 
Gewalt auf der Straße erfahren. Um 
dieses Ziel zu erreichen, müssen wir 
aber auch die externen Partner wie 
Staatsanwaltschaften und Kommu-
nen noch stärker mit einbeziehen“, 
sagte Ralf Höhs am Ende der Ta-
gung. Und auch Bernd Lohse ist in-
zwischen weiter tätig gewesen. „Ich 
habe Anfang März ein Abstim-
mungsgespräch mit den Behörden-
verantwortlichen geführt und den 
Vorgang in die Behördenleiterbe-
sprechung eingebracht. Danach soll 
alles ins Intranet eingestellt wer-
den“, berichtet Lohse dem DP-Lan-
desjournal.

Thomas Gründemann

Torsten Bastian � Foto: Gründemann

Kai Born � Foto: Gründemann

Gut,
dass es

sie gibt.
Gewerkschaft der Polizei
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JUNGE GRUPPE Regionalgruppen- 
termin„Begrüßung der neuen Dienstanfänger“

Eutin – Mit Spannung 
und Vorfreude betraten 
Anfang Februar 50 Neu-
ankömmlinge das Ge-
lände der PD AFB. 

Hier wurden die neu-
en Kolleginnen und Kol-
legen durch ihr Stamm-
personal in Empfang 
genommen. Gleichzeitig 
nutzte Julian Mademann  
(Foto rechts) und Jan 
Schmidt (li.) (beide Jun-
ge Gruppe) die Mög-
lichkeit, um im Namen 
der GdP zur Einstellung 
die besten Wünsche zu 
übermitteln. „Dabei sind 
wir mit den neuen Auszubildenden 
auch ins Gespräch gekommen“, be-
richtet Jan Schmidt. Und als kleine 
Überraschung der Jungen Gruppe 
übergaben Mademann und Schmidt in 
Zusammenarbeit mit der Regional-
gruppe AFB den künftigen Kollegin-
nen und Kollegen ein Begrüßungsge-
schenk. Darin befand sich für jede 

Anfängerin/jeden Anfänger allerhand 
Inhalt, um mit Unterstützung der GdP 
den Einstieg in den Vorbereitungs-
dienst zu erleichtern. „Gerne wün-
schen wir unseren neuen Kolleginnen 
und Kollegen auch auf diesem Wege 
viel Glück und viel Erfolg für die kom-
menden zweieinhalb Jahre“, so die 
beiden JUNGE-GRUPPE-Vertreter.

Personelles

Eggert Werk neuer GdP-Chef

Sandesneben/tg – Einen Wechsel 
an der Spitze meldet die GdP-Regio-
nalgruppe Lauenburg-Stormarn. Der 
neue Vorsitzende heißt Eggert Werk. 
Der 58-Jährige übernahm das Amt 
von Manfred Börner, der im Novem-
ber vergangenen Jahres zum Lan-
desvorsitzenden der Gewerkschaft 
der Polizei gewählt worden war.

Neben Eggert Werk, der dienst-
lich das Polizeirevier Reinbek leitet 

und sich über ein ein-
mütiges Votum freuen 
durfte, wurden auch 
weitere Vorstandsmit-
glieder bestätigt bezie-
hungsweise neu ge-
wählt. So Horst Reich-
gardt und Marco
Hecht-Hinz als Stell-
vertretende Vorsitzen-
de. Weiterhin als 
Schriftführerin fun-
giert Kathrin Schacher. 
Ihr Vertreter bleibt 
Dirk Pohlmeyer. Als 
Nachfolger von Eggert 
Werk übernahm Mi-

chael Steiner den Posten des Kassie-
rers. Zum Stellvertretenden Kassie-
rer wurde erneut Jens Jensen ge-
wählt. Tarifvertreterin Ursula Jansen 
genauso wie Dirk Pohlmeyer als 
Beisitzer Kripo. Ein umfassender 
Bericht von der Jahreshauptver-
sammlung der Regionalgruppe Lau-
enburg-Stormarn folgt in der Mai-
Ausgabe des DP-Landesjournals.

� Text/Foto: Thomas Gründemann

Einladung!
Schleswig-Flensburg
Preisschießen am Freitag, 9. Mai 

2014, 14.30 Uhr, in Fahrdorf, Schüt-
zenheim. Anmeldungen bitte bis 30. 
April 2014 an: Michael Carstensen, 
E-Mail: Michael.Carstensen@polizei.
landsh.de, Tel.: 04 61-4 84 25 01. 

Eggert Werk � Foto: Gründemann
Regionalgruppe AFB
Jahreshauptversammlung am 

Donnerstag, 22. Mai 2014, um 10.30 
Uhr in den Kasinoräumen der PD 
AFB mit dem internen Teil. Nach 
der Mittagspause wird sie um 13.30 
Uhr mit dem öffentlichen Teil fort-
gesetzt. Hierzu haben wir Innenmi-
nister Andreas Breitner eingeladen. 
Das Motto der Veranstaltung: „Der 
Innenminister im Kreuzverhör bei 
der AFB“. 

Regionalgruppen- 
termin

Einladung!
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Anmerkungen von GdP-Geschäftsführer Karl-Hermann Rehr

Und was sonst noch so war ...
7. Februar
Die CDU-Landtagsabgeordneten As-

trid Damerow und Peter Sönnichsen 
fühlen der Landesregierung wegen der 
Polizeipräsenz im Kreis Plön auf den 
Zahn. In einer umfangreichen Anfrage 
verlangen sie von der Landesregierung 
einen „Tätigkeitsnachweis“. Hinter-
grund sind organisatorische Maßnah-
men der Polizeidirektion Kiel, die eine 
Schließung von Dienststellen nach sich 
ziehen. Bedenklich sind die Zahlen zu 
Haus- und Wohnungseinbrüchen im 
Kreis: Sie sind innerhalb von zehn Jah-
ren von 103 auf 205 gestiegen, während 
die Aufklärungsquote im genannten 
Zeitraum von 14,6% auf 8,8% gesunken 
ist. Auch nach der Zahl der Beamten, 
die im Kreis Plön ihren Dienst verrich-
ten, wurde gefragt. Waren dies 2002 
noch 155 Beamtinnen und Beamte, sind 
es 2013 nur noch 112 Beamtinnen und 
Beamte. Gleichzeitig stieg das Durch-
schnittsalter der Beamtinnen und Beam-
ten. MdL Peter Sönnichsen (CDU): „Die 
Zahlen der Delikte sprechen nicht für 
eine Reduzierung der Beamtinnen und 
Beamten im Kreis.“

14. Februar
Immer wieder werden wir gefragt, 

wie es sich mit den sogenannten Rüst-
zeiten, zu denen auch das Anlegen der 
Uniform gehört, arbeitszeitrechtlich ver-
hält. In der Vergangenheit hat es dazu 
verschiedene Verfahren vor Verwal-
tungsgerichten in NRW gegeben. Heute 
schreibt mir mein Kollege Bernd Kohl 
von der GdP NRW: „Zurzeit ist nur das 
Urteil auf dem Markt, dass zwar das An-
legen von Ausrüstungsgegenständen, 
nicht aber der Dienstkleidung als Ar-
beitszeit bewertet wird. Es sind noch 
Folgeverfahren anhängig, die aber noch 
nicht entscheiden sind.“ Wir werden 
weiter berichten.

25. Februar
Die Regionalgruppe AFB mit Axel 

Dunst an der Spitze und mit Unter-
stützung der GdP-Geschäftsstelle 
durch Nicole Jelinsky hat heute einen 
offiziellen Begrüßungsabend für alle 
Dienstanfängerinnen und Dienstan-
fänger veranstaltet?. Nach langer Zeit 
wurde wieder zu einem „Zwischen-
termin“ eingestellt: Zum 1. Februar 
begannen in Eutin 50 Dienstanfänge-
rinnen und Dienstanfänger. An ihrem 
ersten „Diensttag“ am 3. Februar hat-
te sie bereits die JUNGE GRUPPE mit 
einem Begrüßungsgeschenk über-
rascht und damit en passant auf sich 

aufmerksam gemacht. Heute wird 
über die Vorteile der GdP, ihre Mög-
lichkeiten und Ziele unterrichtet. 

28. Februar
Der NDR recherchiert zu einem Mo-

dellversuch der Kölner Polizei. Dort hat 
man einen Zusammenhang zwischen 
der Nutzung des Mobiltelefons und Ver-
kehrsunfällen festgestellt und überprüft 
bei Unfällen die Handys auf vorherge-
hende Nutzung. Manfred Börner, GdP-
Landesvorsitzender, gegenüber dem 
NDR: „Im Sinne der Verkehrssicherheit 
ist es eine gute Maßnahme, wenn sie 
rechtlich sauber durchgeführt wird.“ 
Börner will, dass bei der Unfallaufnah-
me die Handynutzung gesondert in der 
Statistik erfasst wird. 

3. März
„Aus Personalnot: Häftlinge tagelang 

weggeschlossen“, so die Schlagzeile der 
heutigen Ausgabe der Kieler Nachrich-
ten. Darin auch eine Stellungnahme von 
Thorsten Schwarzstock, Vorsitzender der 
GdP-Regionalgruppe Justizvollzug: „Wir 
haben die Befürchtung, dass die ver-
ständliche Unzufriedenheit der Gefange-
nen schnell in Wut und Aggression ge-
gen den Vollzugsdienst umschlagen 
kann.“ Insgesamt ist der Krankenstand 
der 954 JVA-Beschäftigten hoch: Sie feh-
len an 33,5 Tagen im Jahr. Zum Vergleich: 
Die Versicherten der Techniker Kranken-
kasse und der AOK waren im vergange-
nen Jahr 15 bzw. 19 Tage dienstunfähig. 

3. März
Heute wird in Schleswig Maren 

Thomsen als neue Präsidentin des 
Oberverwaltungsgerichtes in ihr Amt 
eingeführt. Thomsen, Jahrgang 1961, 
stammt aus Kiel und war zuletzt auch 
Mitglied des Präsidiums beim Bundes-
verwaltungsgericht in Leipzig. Justiz-
ministerin Spoorendonk bezeichnete 
die neue Präsidentin als Ge-
winn für unser Land und sei-
ne Justiz. 

4. März 
Zu Besuch bei mir ein Kol-

lege einer Kieler Dienststelle. 
Er hatte im Dezember 2012 
mit einer Kollegin einen Ein-
satz vor einem stadtbekann-
ten Kieler Restaurant. Dort – 
so die Leitstelle – liege eine 
hilflose Person. Bei dem Ver-
such, den stark alkoholisier-
ten Mann in einem Spezial-
fahrzeug wegzuschaffen, 
wurde die Person unabseh-
bar plötzlich renitent und ag-

gressiv. Er wehrte sich und trat dem Kol-
legen so scharf ans Knie, dass dieser 
schmerzerfüllt zusammenbrach und zu 
keiner weiteren Handlung mehr fähig 
war. Seine Kollegin fixierte die alkoholi-
sierte Person, während andere Besucher 
sich eher belustigend als hilfsbreit zeig-
ten und darüber hinaus noch dumme 
Sprüche machten („Guck mal, Polizei 
auf der Erde. Machen die jetzt so ihren 
Dienst ….?“). Schließlich griff dennoch 
ein Passant ein und unterstützte die Be-
amtin. Nach Strafanzeige (Widerstand 
mit Körperverletzung) erreichte ihn die-
sen Monat die Einstellungsverfügung 
der Staatsanwaltschaft. Begründung: 
Kein hinreichender Tatverdacht. Wir 
sprechen gemeinsam über Rechtsschutz 
und darüber, dass der Dienstherr hier 
eine Verpflichtung seinen Beamten ge-
genüber besitzt. Bei meinem Anruf im 
Innenministerium erfahre ich, dass die 
Staatsanwaltschaft das Landespolizei-
amt nicht unterrichtet hat. Herr Fuß, 
Stellvertretender Leiter der Polizeiabtei-
lung, nimmt sich des Falles an. 

6. März
14.00 Uhr – Sitzung des Landeskon-

trollausschusses. Der Kontrollausschuss 
ist zuständig für die ordnungsgemäße 
Durchführung der Beschlüsse des De-
legiertentages und der satzungsgemä-
ßen Arbeit des Landesbezirks. Er 
nimmt Beschwerden entgegen und ist 
Letztentscheidungsorgan bei Rechts-
schutzstreitigkeiten. Daneben ist er für 
die Beilegung innergewerkschaftlicher 
Streitigkeiten zuständig. Der Delegier-
tentag hat den Landeskontrollaus-
schuss neu zusammengesetzt. Ihm ge-
hören jetzt an: Frank Lassen, Jörg 
Rieckhof, Thomas Handschuck, Mi-
chael Koettlitz, Sven Neumann, Kristin 
Stielow und Stefanie Swiatek.

Der Landeskontrollausschuss: Sven Neumann, Michael 
Koettlitz, Kristin Stielow, Frank Lassen, Stefanie Swiatek, 
Thomas Handschuck und Jörg Rieckhof�  Foto: TG


